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Neues aus Gesetzgebung und 
Finanzverwaltung 
BMF: Entwurf eines Gesetzes zur Reform der 
Besteuerung bestimmter Kryptowerte im 
Privatvermögen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 30. 
September 2026 den Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Reform der Besteuerung bestimmter Kryptowerte im 
Privatvermögen veröffentlicht. 

Hintergrund 

Kryptowerte und die um sie entstandenen Märkte sowie Handels- und 

Investitionsmöglichkeiten haben sich in den letzten Jahren stark weiterentwickelt 

und im Kapitalmarkt etabliert. Die ertragsteuerrechtliche Einordnung als „andere 

Wirtschaftsgüter“ unter den allgemeinen Auffangtatbestand der sonstigen Einkünfte 

wird dem zunehmend nicht mehr gerecht. Angesichts dieser Entwicklung hat das 

Bundesministerium der Finanzen einen Referentenentwurf zum „Gesetz zur 

Besteuerung bestimmter Kryptowerte im Privatvermögen“ erarbeitet und in die 

Ressortabstimmung gegeben, auf dessen Grundlage eine Kabinettsbefassung 

vorgesehen ist. 

Ziel der Reform 

Die Reform der Besteuerung bestimmter Kryptowerte im Privatvermögen sieht vor, 

dass künftig mit Kryptowerten erzielte Einkünfte als Einkünfte aus Kapitalvermögen 

der Einkommensteuer unterliegen. 

Hinweis 

Eine Einordnung von unseren Experten finden Sie hier. 

Fundstelle 

BMF, RefE vom 30. September 2026.  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/256916/ein-wendepunkt-in-der-deutschen-kryptobesteuerung/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-09-30-Reform-Besteuerung-Kryptowerte-PV/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 8. Oktober 2026 

Bestimmung des Werts eines Kommanditanteils 
mit negativem Kapitalkonto für Zwecke der 
Schenkungsteuer 

Ist der gemeine Wert des Anteils eines Kommanditisten am Gesamthandsvermö-

gen der Personengesellschaft bei Anwendung des § 97 Abs. 1a Nr. 1 des Bewer-

tungsgesetzes negativ, ist dieser Wert auch dann bei der Bewertung des Komman-

ditanteils für Zwecke der Schenkungsteuer zugrunde zu legen, wenn der Komman-

ditist seine Kommanditeinlage vollständig erbracht hat und er nicht nachschuss-

pflichtig ist. 

Zurechnung der Vorbesitzzeit nach Aufspaltung 
einer Gesellschaft für Zwecke des § 6a GrEStG 

Nach einer Aufspaltung nach dem Umwandlungsgesetz ist für Zwecke der Steuer-

vergünstigung des § 6a des Grunderwerbsteuergesetzes eine über fünf Jahre be-

stehende Beteiligung der aufgespaltenen Gesellschaft an einer abhängigen Gesell-

schaft der übernehmenden Gesellschaft als partieller Gesamtrechtsnachfolgerin zu-

zurechnen, wenn die Beteiligung an der abhängigen Gesellschaft Gegenstand des 

Aufspaltungs- und Übernahmevertrags war. 

Berechnung des Differenzkindergeldes unter 
Anrechnung von in der Schweiz gezahlten 
Familienleistungen 

Die in der Schweizerischen Eidgenossenschaft (Schweiz) gezahlte Kinderzulage ist 

bei der Berechnung des Differenzkindergeldes in Höhe des Bruttobetrags zu be-

rücksichtigen. 

Urteil vom 29. Juli 2026, 
II R 15/23 
Zum Urteil. 

Urteil vom 29. Juli 2026, 
II R 5/23 
Zum Urteil. 

Urteil vom 09. Juli 2026, 
III R 37/23 
Zum Urteil. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610190/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610189/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610191/
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Der in der Schweiz gewährte steuerliche Kinderabzug ist keine Familienleistung im 

Sinne des Art. 1 Buchst. z der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und deswegen nicht 

im Rahmen des Differenzkindergeldes anzurechnen. 

Betriebsausgabenabzug des Insolvenzschuldners 
für die Vergütung des Insolvenzverwalters 

Insolvenzverwaltervergütungen für ein Regelinsolvenzverfahren können als lau-

fende oder nachträgliche Betriebsausgaben abzugsfähig sein, soweit die Ge-

schäftsführung des Insolvenzverwalters dazu dient, betriebliche Verbindlichkeiten 

des Insolvenzschuldners zu befriedigen. 

Wird der Gewinn des Insolvenzschuldners in zulässiger Weise im Wege des Be-

triebsvermögensvergleichs (Bilanzierung) ermittelt, kommt im Hinblick auf einen 

noch nicht fälligen Vergütungsanspruch des Insolvenzverwalters die Bildung einer 

Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten in Betracht. 

Organschaft und finanzielle Eingliederung 

Eine finanzielle Eingliederung im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG liegt auch dann 

vor, wenn bei der Organgesellschaft aufgrund ihrer Satzung für Gesellschafterbe-

schlüsse eine Mehrheit von 2/3 erforderlich ist, der Organträger aber über eine Be-

teiligung von 60 % der Anteile verfügt und er den einzigen Geschäftsführer der Or-

gangesellschaft stellt. 

Sind die Voraussetzungen einer Organschaft im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG 

aufgrund geänderter Rechtsprechung erfüllt, setzt die Aufhebung einer gegenüber 

der Organgesellschaft ergangenen Steuerfestsetzung voraus, dass der Organträger 

zur Vermeidung eines widersprüchlichen Verhaltens in Bezug auf § 176 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 3 AO einen Antrag auf Änderung der für ihn vorliegenden --und änderungsfä-

higen-- Steuerfestsetzung stellt (Bestätigung des BFH-Urteils vom 05.09.2024 - V R 

5/23, BFHE 284, 514). 

 

Urteil vom 25. Juni 2026, 
III R 35/23 
Zum Urteil. 

Urteil vom 02. Juli 2026, 
V R 36/24 
Zum Urteil. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610193/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610192/
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Rechtsprechung im Blog 
Ermäßigter Umsatzsteuersatz im Hotel 

Mit drei Urteilen hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, 
dass an Hotelgäste erbrachte Frühstücksleistungen sowie die 
Zugangsgewährung zu Fitness- und Wellnesseinrichtungen 
nicht dem ermäßigten Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 des 
Umsatzsteuergesetzes (UStG) unterliegen, ohne dass hierin 
ein Verstoß gegen das Unionsrecht zu sehen ist. 

Hintergrund 

Es handelt sich dabei um Nachfolgeentscheidungen zu dem Urteil des Gerichtsho-

fes der Europäischen Union (EuGH) J GmbH u.a. vom 05.03.2026 – C 409/24 bis C 

411/24 (siehe unseren Blogbeitrag) in den verbundenen Rechtssachen, in denen 

der BFH mit Beschlüssen vom 10.01.2024 – XI R 11/23 (XI R 34/20), XI R 13/23 (XI 

R 7/21) und XI R 14/23 (XI R 22/21) den EuGH im Wege von Vorabentscheidungs-

ersuchen angerufen hatte. Die Urteile betreffen Streitzeiträume, in denen Restau-

rant- und Verpflegungsdienstleistungen, mit Ausnahme der Abgabe von Getränken, 

bei eigenständiger Betrachtung mangels Anwendbarkeit von § 12 Abs. 2 Nr. 15 

UStG noch dem Regelsteuersatz unterlagen. 

Nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 1 UStG ermäßigt sich die Steuer auf 7 % für die Ver-

mietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Be-

herbergung von Fremden bereithält, sowie für die kurzfristige Vermietung von Cam-

pingflächen. Dies gilt nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG nicht für Leistungen, die 

nicht unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn diese Leistungen mit dem Ent-

gelt für die Vermietung abgegolten sind. Unionsrechtlich beruht dies auf Art. 98 

Abs. 1 und 2 i.V.m. Anhang III Nr. 12 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 

28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Mehrwertsteuersystem-

richtlinie –MwStSystRL–). Danach können die Mitgliedstaaten einen oder zwei er-

mäßigte Steuersätze anwenden, wobei diese nur auf die Lieferungen von Gegen-

ständen und die Dienst-leistungen der in Anhang III genannten Kategorien anwend-

bar sind. Nach Anhang III Nr. 12 MwStSystRL gehören hierzu die Beherbergung in 

Hotels und ähnlichen Einrichtungen, einschließlich der Beherbergung in 

 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/253499/eugh-aufteilungsgebot-beim-ermaessigten-steuersatz-und-unselbststaendiger-nebenleistung-zur-beherbergung/
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Ferienunterkünften, und Vermietung von Campingplätzen und Plätzen für das Ab-

stellen von Wohnwagen. 

Entscheidung zu Frühstück und Parkraumüberlassung 

Mit dem im Verfahren V R 8/26 (XI R 11/23; XI R 34/20) ergangenen Urteil ent-

schied der BFH, dass die Klägerin mit den von ihr erbrachten Frühstücksleistungen 

an Hotelgäste eine dem Regelsteuersatz unterliegende Leistung erbracht habe. Die 

Sache erwies sich im Hinblick auf eine Parkraumüberlassung als nicht spruchreif. In 

einem zweiten Rechtsgang wird das Finanzgericht (FG) nunmehr die vorgreifliche 

Frage klären müssen, ob in Bezug auf die Parkplatzüberlassung überhaupt eine 

steuerbar gegen Entgelt erbrachte Leistung vorliegt, wenn die Parkplätze nicht nur 

den Übernachtungs- und Restaurantgästen zur Verfügung standen, sondern dar-

über hinaus auch für die Allgemeinheit frei und unentgeltlich zugänglich waren. 

Entscheidung zu Fitness- und Wellnesseinrichtungen 

In dem Verfahren V R 11/26 (XI R 14/23; XI R 22/21) urteilte der BFH, dass die Klä-

gerin mit der Überlassung von Fitness- und Wellnesseinrichtungen an Hotelgäste 

dem Regelsteuersatz unterliegende Leistungen erbracht habe. Die Bereitstellung 

von Parkplätzen, die nicht nur den Übernachtungsgästen eines Hotels, sondern 

darüber hinaus allen anderen Besuchern des Hotels wie auch der Allgemeinheit frei 

und unentgeltlich zur Verfügung stünden, begründe demgegenüber keine gegen 

Entgelt erbrachte sonstige Leistung. Aufgrund der vom FG getroffenen Feststellun-

gen, konnte der BFH nicht beurteilen, ob hinsichtlich des Zugangs zum WLAN –wie 

bei der Parkplatzüberlassung– von einer nichtsteuerbaren Leistung auszugehen ist 

oder dieses nur von Hotelgästen genutzt werden konnte. Der BFH hob in beiden 

Verfahren die erstinstanzlichen klageabweisenden Urteile auf und verwies die Sa-

che jeweils zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das jeweilige FG 

zurück. 

Auch in dem Parallelverfahren V R 10/26 (XI R 13/23; XI R 7/21) entschied der 

BFH, dass an Hotelgäste erbrachte Frühstücksleistungen nicht dem ermäßigten 

Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG unterliegen, ohne dass hierin ein Verstoß 

gegen das Unionsrecht zu sehen ist. Das FG sei zu Recht davon ausgegangen, 

dass die Klägerin mit den von ihr erbrachten Frühstücksleistungen an Hotelgäste 

eine dem Regelsteuersatz unterliegende Leistung erbracht habe. Die unbegründete 

Revision der Klägerin wies der BFH zurück. 
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Fundstelle 

BFH, Urteile vom 21. Mai 2026 (V R 8/26 (XI R 11/23, XI R 34/20), V R 10/26 (XI R 
13/23; XI R 7/21) und V R 11/26 (XI R 14/23; XI R 22/21), veröffentlicht am 1. Okto-

ber 2026. 

Eine englische Zusammenfassung dieser Urteile finden Sie hier. 

Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts des 
Grundbesitzes nach § 198 BewG für Zwecke der 
Erbschaftsteuer 

Eine pauschale Zurückweisung des Sachverständigengutach-
tens im Sinne des § 198 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes unter 
Hinweis auf einen höheren Kaufpreis verletzt die Pflicht des Fi-
nanzgerichts zur Sachverhaltsaufklärung (§ 76 Abs. 1 Satz 1 
der Finanzgerichtsordnung (FGO)) und zur Berücksichtigung 
des Gesamtergebnisses des Verfahrens (§ 96 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 1 FGO). Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Der Kläger erbte vom Erblasser zwei gemischt genutzte Grundstücke. Beim Finanz-

amt (FA) reichte der Kläger neben Erklärungen zur Feststellung des Bedarfswerts 

der Grundstücke Gutachten eines öffentlich bestellten und vereidigten Sachverstän-

digen zum Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts (§ 198 des Bewertungsge-

setzes (BewG)) ein. 

Der Sachverständige ermittelte zum Bewertungsstichtag Grundbesitzwerte im 

Wege des Ertragswertverfahrens für das Grundstück 1 in Höhe von 210.000 € und 

das Grundstück 2 in Höhe von 305.000 €. Mit notariell beurkundetem Kaufvertrag 

aus dem Jahr 2021 veräußerte der Kläger den Grundbesitz insgesamt zu einem 

Kaufpreis von 900.000 €; davon entfiel laut Kaufvertrag ein Anteil in Höhe von 

380.000 € auf das Grundstück 1 und in Höhe von 520.000 € auf das Grundstück 2. 

Das FA ermittelte auf Grundlage der eingereichten Feststellungserklärungen im 

Wege des Ertragswertverfahrens für die wirtschaftlichen Einheiten Grundbesitz-

werte für Zwecke der Erbschaftsteuer in Höhe von 290.834 € für das Grundstück 1 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202650164/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610185/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/257123/reduced-vat-rate-in-case-of-short-term-accommodation-in-hotels/
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und in Höhe von 405.006 € für das Grundstück 2 und stellte diese Werte mit Be-

scheiden über die gesonderte Feststellung des Grundbesitzwerts fest. Die einge-

reichten Gutachten berücksichtigte das FA nicht; der Kaufpreis liege über den gut-

achterlich ermittelten Werten. 

Die Klage vor dem Finanzgericht (FG) Düsseldorf hatte keinen Erfolg. 

Das FG führte zur Begründung aus, der Kläger habe den Nachweis eines niedrige-

ren gemeinen Werts nach § 198 BewG nicht erbracht. Selbst wenn die vorgelegten 

Gutachten --wie auch das FA bestätige-- grundsätzlich die Anforderungen an ein 

ordnungsgemäßes Sachverständigengutachten erfüllten, stehe der Übernahme der 

Werte aus den Gutachten die Höhe der durch den Verkauf der Grundstücke erziel-

ten Kaufpreise entgegen. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz aufgeho-

ben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das Finanzgericht 

zurückverwiesen. 

Es liegen Verfahrensmängel vor, auf denen die Entscheidung des FG beruhen kann 

(§ 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO). Das FG hat bei der Beweiswürdigung weder das Ge-

samtergebnis des Verfahrens berücksichtigt noch den Sachverhalt hinreichend auf-

geklärt. 

Es liegt ein Verstoß gegen § 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 und § 76 Abs. 1 FGO vor. 

Das FG hat zu Unrecht für die Wertermittlung den Kaufpreis unter pauschaler Ab-

lehnung der eingereichten Gutachten herangezogen. Es hat keine Stellung dazu 

bezogen, warum die gutachterlich konkret festgestellten Mängel nicht zu berück-

sichtigen seien. 

Weist der Steuerpflichtige nach § 198 Abs. 1 Satz 1 BewG nach, dass der gemeine 

Wert der wirtschaftlichen Einheit am Bewertungsstichtag niedriger ist als der nach 

den §§ 179, 182 bis 196 BewG ermittelte Wert, so ist dieser Wert anzusetzen. Für 

den Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts gelten grundsätzlich die aufgrund 

des § 199 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) erlassenen Vorschriften. 

Gemäß § 198 Abs. 2 BewG kann als Nachweis des niedrigeren gemeinen Werts re-

gelmäßig ein Gutachten des zuständigen Gutachterausschusses im Sinne der §§ 
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192 ff. BauGB oder von Personen, die von einer staatlichen, staatlich anerkannten 

oder nach DIN EN ISO/IEC 17024 akkreditierten Stelle als Sachverständige oder 

Gutachter für die Wertermittlung von Grundstücken bestellt oder zertifiziert worden 

sind, dienen. Danach ist ein Sachverständigengutachten regelmäßig zum Nachweis 

eines niedrigeren gemeinen Werts eines Grundstücks gemäß § 198 BewG geeig-

net, wenn es unter Beachtung der maßgebenden Vorschriften ordnungsgemäß er-

stellt wurde (BFH-Urteile vom 25.04.2018 - II R 47/15, BStBl II 2019, 144, Rz 21, 

und vom 16.09.2020 - II R 1/18, BStBl II 2021, 594, Rz 12, m.w.N.; BFH-Beschluss 

vom 12.06.2020 - II B 46/19, BFH/NV 2020, 1273, Rz 7). 

Ob das Gutachten den geforderten Nachweis erbringt, unterliegt der freien Beweis-

würdigung des Finanzamts und gegebenenfalls der Gerichte. Der Nachweis ist er-

bracht, wenn dem Gutachten ohne Einschaltung beziehungsweise Bestellung wei-

terer Sachverständiger gefolgt werden kann. Einem Gutachten, das bei Fehlen be-

wertungsrechtlicher Sonderregelungen den Vorgaben der für die Wertermittlung 

einschlägigen Vorschriften entspricht und plausibel ist, wird regelmäßig zu folgen 

sein. 

Entspricht das Gutachten nicht in jeder Hinsicht den zu stellenden Anforderungen, 

berechtigt dies nicht ohne weiteres dazu, das Gutachten insgesamt unberücksich-

tigt zu lassen.  

Das FG muss sich bei der Bewertung des Gutachtens mit der Auffassung des 

Sachverständigen auseinandersetzen und eine gegebenenfalls abweichende Auf-

fassung begründen (vgl. BFH-Urteil vom 03.12.2008 - II R 19/08, BStBl II 2009, 

403, Rz 14). Eine rein pauschale Ablehnung des gesamten Gutachtens durch das 

FG erfüllt diese Vorgaben nicht. 

Das FG hätte die eingereichten Gutachten auf ihre Plausibilität und die Einhaltung 

der maßgeblichen Bewertungsvorschriften prüfen und sich gegebenenfalls im Ein-

zelnen mit der Auffassung des Sachverständigen in den Gutachten auseinanderset-

zen müssen, sollte es beispielsweise den vorgenommenen Abschlägen für festge-

stellte Mängel nicht folgen wollen. Dies wird das FG im zweiten Rechtsgang nach-

zuholen haben. 

Eine pauschale Zurückweisung der Gutachten unter Hinweis auf den höheren Kauf-

preis ist nicht möglich. Die Berücksichtigung des Kaufpreises dient im Streitfall nicht 

dem Nachweis eines niedrigeren gemeinen Werts. 
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Fundstelle 

BFH, Beschluss vom 4. August 2026 (II B 87/25), veröffentlicht am 1. Oktober 

2026. 

Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 

Business Meldungen 

Legal Shorts: Scheinselbstständigkeit im Fokus des Strafrechts 

Ist die jüngste BGH-Entscheidung (3 StR 110/26) alter Wein in neuen Schläuchen 

oder doch mehr? Teil 1: Sind strafrechtliche Risiken – § 266a StGB (Vorenthalten 

von Sozialversicherungsbeiträgen), § 263 StGB (Betrug) und § 370 AO (Steuerhin-

terziehung) – im Lichte der ergangenen Rechtsprechung betreffend die Schein-

selbstständigkeit nun stärker in den Fokus gerückt? Eine Bestandsaufnahme 

 Tod eines Mitunternehmers – und plötzlich ist der Gewerbeverlust weg? 

Mit seinem aktuellen Urteil vom 10. Juni 2026 (IV R 14/24) hat der Bundesfinanzhof 

(BFH) bestätigt, was viele mittelständische Personengesellschaften und Familien-

gesellschaften fürchten: Verstirbt ein Gesellschafter, geht sein mühsam aufgebau-

ter Verlustvortrag nach § 10a GewStG unwiderruflich unter. 

 

Und das gilt selbst dann, wenn der Mitunternehmeranteil unentgeltlich im Wege der 

Gesamtrechtsnachfolge (Erbfall) auf die Erben übergeht. 

 

Warum ist diese Entscheidung so brisant? 

  

Mehr dazu 
Den Beitrag finden Sie 

hier.  

Mehr dazu 
Den Beitrag finden Sie 

hier.  

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202610181/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/257135/proof-of-lower-fair-market-value-of-property-for-inheritance-tax-purposes/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/257178/legal-shorts-scheinselbststaendigkeit-im-fokus-des-strafrechts/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/257178/legal-shorts-scheinselbststaendigkeit-im-fokus-des-strafrechts/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/257176/tod-eines-mitunternehmers-und-ploetzlich-ist-der-gewerbeverlust-weg/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/257176/tod-eines-mitunternehmers-und-ploetzlich-ist-der-gewerbeverlust-weg/
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Service 

 

Webinar – Quo vadis Erbschaftsteuer 

15. Oktober 2026 

Wir freuen uns auf Sie! 

Zum Seminar Terminplaner 

 

 

PwC Veranstaltungssuche 
Alle aktuellen Veranstaltungen finden Sie in der 

PwC Veranstaltungssuche. 

Veranstaltungssuche Veranstaltungen 

 

 

Noch Fragen? 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder 

senden Sie eine E-Mail. 

E-Mail senden Noch Fragen? 

Redaktion 

Für Ihre Fragen, Hinweise und Anmerkungen zum Newsletter stehen Ihnen unsere 

Ansprechpartner aus der Redaktion gern zur Verfügung.  

Gabriele Nimmrichter 
PricewaterhouseCoopers GmbH 

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: +49 171 7603269 

gabriele.nimmrichter@pwc.com 

 Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH 

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: +49 171 5503930 

gunnar.tetzlaff@pwc.com 

https://www.pwc-events.com/Erbschaftsteuerreform
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
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Datenschutz 

Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der 

Grundlage Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für 

die Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen.  

Wenn Sie den PDF-Newsletter „steuern + recht aktuell“ bestellen oder abbestellen 

möchten, senden Sie bitte eine leere E-Mail mit der Betreffzeile „Bestellung“ bzw. 

„Abbestellung“ an folgende Adresse: adresse@pwc.com  

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung einschlägiger Probleme 
greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. 
Teile dieser Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den 
Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen 
Autoren wieder. 

© Oktober 2026 PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. Alle Rechte vorbehalten. 
„PwC“ bezeichnet in diesem Dokument die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
die eine Mitgliedsgesellschaft der PricewaterhouseCoopers International Limited (PwCIL) ist. Jede der Mit-
gliedsgesellschaften der PwCIL ist eine rechtlich selbstständige Gesellschaft. 

www.pwc.de 

mailto:adresse@pwc.com?subject=Bestellung
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